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Neue Eigenkapital-
anforderungen f�r
Kreditinstitute (Basel II)

Basel II stellt die bedeutendste �nde-

rung des Bankenaufsichtsrechts seit

Ende der achtziger Jahre dar. Am

26. Juni 2004 haben die Notenbank-

gouverneure der Zehnergruppe (G10)

und die Leiter der Aufsichtsbeh�rden

dieser L�nder der vom Baseler Aus-

schuss f�r Bankenaufsicht vorgelegten

Rahmenvereinbarung �ber die neue

Eigenkapitalempfehlung f�r Kreditins-

titute (Basel II) zugestimmt. Nach �ber

f�nfj�hrigen Beratungen ist damit ein

bedeutender Meilenstein in der inter-

nationalen Harmonisierung der ban-

kenaufsichtlichen Vorschriften erreicht

worden.

Wesentliches Ziel der neuen Regelun-

gen ist es, die Kapitalanforderungen an

Banken st�rker als bisher vom eingegan-

genen Risiko abh�ngig zu machen

sowie neuere Entwicklungen an den

Finanzm�rkten und im Risikomanage-

ment der Institute zu ber�cksichtigen.

Weitere Schwerpunkte liegen in der

Vorgabe von Grundprinzipien f�r die

qualitative Bankenaufsicht sowie einer

Erweiterung der Offenlegungspflichten

zur St�rkung der Marktdisziplin.

Parallel zu den Arbeiten des Baseler

Ausschusses hat die EU-Kommission

zur Umsetzung der Baseler Vorschl�ge

in europ�isches Recht am 14. Juli 2004

Richtlinienvorschl�ge vorgelegt; die

Beratungen im Ecofin-Rat und im Euro-

p�ischen Parlament sollen m�glichst in

diesem Jahr abgeschlossen werden.
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Ziele der �berarbeiteten

Eigenkapitalregelungen

Die zurzeit geltenden internationalen Eigen-

kapitalregelungen f�r Banken, der so ge-

nannte Basel-I-Akkord von 1988, sind bereits

Mitte der neunziger Jahre in die Kritik gera-

ten. Wesentlicher Grund hierf�r ist die von

Seiten der Aufsicht vorgegebene, wenig

differenzierende Berechnung der Kapitalan-

forderungen auf Kreditrisiken, mit der das

tats�chliche Risiko oft nur unzureichend ab-

gebildet wird. Hinzu kommt, dass in diesem

Regulierungsrahmen neuere Finanzinstru-

mente und Methoden zur Kreditrisikosteue-

rung kaum ber�cksichtigt werden. Auch ent-

spricht die Ausrichtung der Eigenkapitalan-

forderungen allein an Kredit- und Marktpreis-

risiken nicht dem tats�chlichen Risikoprofil

einer Bank.

Mit Basel II sollen diese Schw�chen soweit

wie m�glich beseitigt werden. Die banken-

aufsichtliche Risikomessung wird sich st�rker

an die Risikosteuerungsmethoden der Banken

ann�hern. Bandbreite und Entwicklungsstand

der angewandten Risikomessmethoden sind

jedoch bei den einzelnen Banken sehr unter-

schiedlich. Basel II tr�gt dieser Tatsache durch

ein evolution�res Konzept unterschiedlich

fortgeschrittener Verfahren Rechnung: F�r

die drei zentralen Risikobereiche der Kredit-

institute, das Kreditrisiko, das Marktpreisrisiko

und das operationelle Risiko, stehen k�nftig

wahlweise sowohl standardisierte Erfassungs-

konzepte als auch feinere bankeigene Verfah-

ren und Modelle zur Verf�gung. Die genau-

eren Verfahren der Risikomessung f�hren zu

Erleichterungen bei den Kapitalanforderun-

gen.

Die bankenaufsichtliche Erfahrung hat im

�brigen gezeigt, dass Eigenkapitalanforde-

rungen, so wertvoll sie als Puffer f�r Verluste

und als Risikobegrenzungsnormen auch sind,

f�r sich allein keine hinreichende Gew�hr f�r

die Solvenz einer Bank darstellen. Der Baseler

Ausschuss erg�nzt die Mindestkapitalanfor-

derungen deshalb um eine intensivierte quali-

tative Bankenaufsicht (S�ule II). Dies f�hrt f�r

Deutschland unter anderem zu einer Auswei-

tung der Pr�fungst�tigkeit „vor Ort“, die

haupts�chlich von der Bundesbank durchge-

f�hrt werden wird. Entscheidend ist, das Ge-

samtrisiko eines Instituts und die wesent-

lichen Einflussfaktoren auf dessen Risikositua-

tion zu identifizieren und bankenaufsichtlich

zu w�rdigen. Dar�ber hinaus ist die Erweite-

rung der Offenlegungspflichten der Institute

vorgesehen, um die disziplinierenden Kr�fte

der M�rkte komplement�r zu den regulatori-

schen Anforderungen zu nutzen (S�ule III).

S�ule I: Mindestkapitalanforderungen

Herzst�ck der neuen Baseler Rahmenverein-

barung sind die quantitativen Eigenkapitalan-

forderungen, die sich aus unterschiedlich

komplexen Verfahren zur Messung der rele-

vanten Risiken ergeben.

Standardansatz Kreditrisiko

Im Standardansatz f�r die Bemessung des

Kreditrisikos h�ngen die Risikogewichte f�r

Forderungen an Staaten, Banken und Unter-

�berarbei-
tungsbedarf
von Basel I

Bandbreite
zugelassener
Risikomess-
verfahren

St�rkung von
qualitativer
Bankenaufsicht
und Markt-
transparenz

Standardansatz
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nehmen (einschl. Versicherungen) von der

Einsch�tzung aufsichtlich anerkannter,1) ex-

terner Bonit�tsbeurteilungsagenturen ab. Je

nach H�he der externen Beurteilung erhalten

geratete Forderungen ein Risikogewicht von

0%, 20%, 50%, 100% oder 150%. Unge-

ratete Forderungen werden mit 100% ge-

wichtet.2)

Bei Forderungen an Banken wird der Ansatz,

das Risikogewicht in Abh�ngigkeit vom exter-

nen Rating der Banken selbst zu bestimmen, in

der so genannten Option 2 abgebildet. Ab-

weichend hiervon besteht jedoch auch die

M�glichkeit, das Risikogewicht aus der Beur-

teilung des Sitzstaates der jeweiligen Bank

abzuleiten (Option 1). Banken werden dabei

grunds�tzlich eine Kategorie schlechter als der

Sitzstaat eingestuft. Diese Option ist insbeson-

dere aus Sicht kleiner und mittlerer Banken

vorteilhaft, k�nnte sich doch sonst deren

geringe Ratingabdeckung negativ auf ihre

Refinanzierungsm�glichkeiten auswirken. Ban-

ken mit Sitz in Deutschland erhalten dabei

– wie bisher – ein Risikogewicht von 20%.

Auch f�r Unternehmensforderungen ergeben

sich gegen�ber der derzeitigen Behandlung

keine wesentlichen �nderungen bei der ge-

forderten Kapitalunterlegung, weil ungera-

tete Forderungen wie bisher mit 100% ange-

rechnet werden. Derzeit verf�gen weniger als

100 Unternehmen in Deutschland �ber eine

von einer Ratingagentur ver�ffentlichte Beur-

teilung.

Neu ist das so genannte „aufsichtliche Privat-

kundenportfolio“, das neben Forderungen

gegen�ber nat�rlichen Personen auch Kredite

an kleine Unternehmen umfasst. Zuord-

nungskriterien sind zudem die Art des Kredits

(z.B. revolvierende Kredite, Anschaffungsdar-

lehen etc.) und die H�he der zusammenge-

fassten Kredite an einen Kreditnehmer von

bis zu 1 Mio 3. Das einheitliche Risikogewicht

in dieser Kategorie betr�gt 75%; dies ent-

spricht einer signifikanten Absenkung der

Kapitalanforderung f�r Retail-Forderungen.

Dem aufsichtlichen Privatkundenportfolio

kann voraussichtlich ein erheblicher Teil aller

deutschen Unternehmen mit ihren Krediten

zugeordnet werden.

Risikogewichte im Standardansatz

%

Banken

Rating 1) Staaten Option 1 Option 2
Nicht-
banken

AAA bis AA– 0 20 20 20

A+ bis A– 20 50 50 50

BBB+ bis BBB– 50 100 50 100

BB+ bis BB– 100 100 100 100

B+ bis B– 100 100 100 150

unter B– 150 150 150 150

ohne Rating 100 100 50 100

1 Z.B. Standard & Poor’s.

Deutsche Bundesbank

1 Die nationalen Aufsichtsbeh�rden entscheiden dar�ber,
ob die Beurteilungen einer Ratingagentur zur Ableitung
der Risikogewichte im Standardansatz geeignet sind.
2 Eine Ausnahme bildet die Option 2 f�r Forderungen
gegen�ber Banken, bei der das Risikogewicht f�r ungera-
tete Forderungen 50% betr�gt.

Forderungen an
Banken

Forderungen an
Unternehmen

Aufsichtliches
Privatkunden-
portfolio
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Das Risikogewicht f�r Forderungen, die durch

Grundpfandrechte auf Immobilien, die vom

Kreditnehmer bewohnt oder vermietet wer-

den, besichert sind, wurde von 50% auf

35% gesenkt. Bei einer Besicherung durch

gewerbliche Immobilien ist eine Anrechnung

mit 50% m�glich, sofern bestimmte zus�tz-

liche Qualit�tsbedingungen erf�llt sind. Die

EG-Richtlinie fasst die Zuordnungskriterien

f�r diese Forderungskategorien etwas weiter

als die Baseler Rahmenvereinbarung.

Mit einem erh�hten Risikogewicht von 150%

werden Forderungen belegt, die ein schlech-

tes externes Rating aufweisen. Weiterhin

wird ein 150%-Risikogewicht angewandt auf

den unbesicherten und noch nicht wertbe-

richtigten Teil von Ausleihungen, bei denen

der Forderungsschuldner mehr als 90 Tage

mit seinen Zahlungen in Verzug ist. Das Risi-

kogewicht kann durch eine Entscheidung der

nationalen Aufsicht verringert werden, wenn

die gebildeten Einzelwertberichtigungen

einen bestimmten Anteil des ausstehenden

Forderungsbetrages �berschreiten: auf 100%,

wenn die Einzelwertberichtigungen gr�ßer als

20% des ausstehenden Forderungsbetrages

sind und auf 50%, wenn die Einzelwertberich-

tigungen gr�ßer als 50% des ausstehenden

Forderungsbetrages sind.

Der auf internen Ratings basierende

Ansatz zur Messung von Kreditrisiken

(IRB-Ansatz)

Kreditinstituten wird mit Basel II erstmals die

M�glichkeit einger�umt, die regulatorische

Eigenmittelunterlegung f�r Kreditrisiken mit-

tels bankinterner Verfahren zu bestimmen.

Bankinterne Kreditrisikomodelle, die Diversifi-

kations- und Korrelationseffekte in Portfolios

ber�cksichtigen, werden jedoch aufsichtlich

noch nicht zugelassen. Vielmehr wird die

Mindesteigenkapitalanforderung grunds�tz-

lich auf Basis der einzelnen Forderungen er-

rechnet und ergibt sich k�nftig aus aufsicht-

lichen Risikogewichtsfunktionen. Die Ein-

gangsparameter werden je nach verwende-

tem Ansatz (Basis-IRB-Ansatz oder fortge-

schrittener IRB-Ansatz) teilweise vorgegeben

oder von den Banken vollst�ndig gesch�tzt.

F�r die Bestimmung der regulatorischen Ei-

genmittelanforderungen durch bankinterne

Ratings ben�tigen die Kreditinstitute eine

aufsichtliche Genehmigung, die nach einem

Antrag des Instituts und auf Grundlage einer

Vor-Ort-Pr�fung durch die Aufsicht erteilt

werden kann. Ob bankinterne Ratings einge-

setzt werden, ist eine institutseigene Ent-

scheidung. Nach einer ersten Umfrage vom

Sommer 2003 geht die deutsche Aufsicht da-

von aus, dass bis zu 800 Institute einen An-

trag auf Zulassung zum IRB-Ansatz stellen

werden. Eine erneute Umfrage im Herbst

2004 wird diese Zahlen konkretisieren.

Wie im Standardansatz zur Unterlegung von

Kreditrisiken sind auch im IRB-Ansatz ver-

schiedene aufsichtliche Forderungsklassen

definiert. Das Schaubild auf Seite 79 zeigt die

Unterteilung der Kreditrisikoaktiva in Forde-

rungsklassen.

Die Forderungen an Unternehmen und an Pri-

vatkunden wurden jeweils in drei Unterklas-

sen unterteilt, f�r die unterschiedliche Risiko-

gewichtsfunktionen Anwendung finden. Die

Durch Grund-
pfandrechte
besicherte
Forderungen

Risikogewicht
von 150%

Bestimmung
der regulatori-
schen Eigen-
mittelanforde-
rung durch
bankinterne
Methoden

Freiwilligkeit
des IRB-
Ansatzes

Forderungs-
klassen im
IRB-Ansatz
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Vorgehensweise bei der Definition der Forde-

rungen an Privatkunden auf Baseler und EU-

Ebene unterscheidet sich allerdings im Detail.

In der Baseler Rahmenvereinbarung werden

die drei Unterklassen der Privatkundenkredite

direkt definiert. Die EG-Richtlinie definiert

demgegen�ber zun�chst die Forderungs-

klasse der Privatkundenkredite als alle Kredite

an nat�rliche Personen sowie an kleine und

mittlere Unternehmen bis zu einer (konsoli-

dierten) Summe von 1 Mio 3, die in der Risi-

kosteuerung �hnlich wie Privatkundenkredite

behandelt werden. Erst im zweiten Schritt

werden dann die drei Unterklassen definiert:

– Private Baufinanzierungen umfassen alle

Privatkundenkredite, die mit einer Hypo-

thek oder Grundschuld auf eine Immobilie

besichert sind.

– Revolvierende Kredite sind alle revolvieren-

den, unbesicherten, jederzeit widerrufba-

ren Kredite an Privatpersonen mit einer

Kreditsumme unter 100 000 3.

– Andere Privatkundenkredite umfassen alle

�brigen Kredite an Privatpersonen sowie

Kredite an Unternehmen, die in die Privat-

kundenkategorie fallen und nicht mit

Grundschulden oder Hypotheken besi-

chert sind.

Durch die zweistufige Abgrenzung der Forde-

rungsklassen innerhalb des Privatkundenport-

folios ergeben sich leichte Unterschiede zwi-

schen den Baseler und Br�sseler Regelungen.

So w�rden nach den Baseler Regelungen Kre-

dite an kleine Unternehmen, die mit Grund-

schulden auf gewerbliche Objekte besichert

Deutsche Bundesbank

Forderungsklassen im internen Ratingansatz

Forderungen an

Kreditinstitute

Kredit-

institut
Spezial finanzierungen

Forderungen an

Staaten

Forderungen an

sonstige

Unternehmen

Forderungen an

Privatkunden

Anteile/

Beteiligungen

kleine und mittlere Unternehmen

(bis 50 Mio € Umsatz und 

über 1 Mio € Kreditsumme)

mittlere Unternehmen

(über 50 Mio € bis 500 Mio € Umsatz

und bis 500 Mio € Bilanzsumme)

große Unternehmen

(über 500 Mio € Umsatz

oder über 500 Mio € Bilanzsumme)

private Baufinanzierungen

revolvierende Kredite

andere Privatkundenkredite / Kredite

an kleine und mittlere Unternehmen

(bis 1 Mio € Kreditsumme)
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sind, der Klasse „Andere Privatkundenkre-

dite“ zugeordnet, da sich die Baseler Defini-

tion f�r private Baufinanzierungen nur auf

wohnwirtschaftliche Kredite bezieht. Im Br�s-

seler Kontext w�rde der angef�hrte Beispiel-

kredit hingegen den privaten Baufinanzierun-

gen zugeordnet werden. Die daraus resultie-

renden Unterschiede bei den Eigenmittelan-

forderungen sind nach derzeitiger Einsch�t-

zung gering. F�r die Umsetzung in nationales

Recht wird deshalb voraussichtlich nur auf die

Abgrenzungskriterien der EG-Richtlinie abge-

stellt.

Die Eigenmittelunterlegung im IRB-Ansatz er-

gibt sich bis auf einen Vorfaktor von 8% als

Produkt aus der Forderungsh�he bei Ausfall

(Exposure at Default: EAD) und dem Ergebnis

der Risikogewichtsfunktion, die von den

Risikoparametern Ausfallwahrscheinlichkeit

(Probability of Default: PD), Verlustquote

(Loss Given Default: LGD) und effektive Rest-

laufzeit der Forderung (Maturity: M) abh�ngt.

Innerhalb des IRB-Ansatzes k�nnen Kreditins-

titute zwischen zwei Stufen w�hlen, die sich

hinsichtlich der bankintern zu sch�tzenden

Parameter und der Mindestanforderungen

unterscheiden.

Im IRB-Basisansatz werden bankintern nur die

PD pro Ratingklasse f�r die Kreditnehmer ge-

sch�tzt. LGD und EAD werden bankenauf-

sichtlich vorgegeben und sind abh�ngig von

der Art des Produkts sowie von den gestell-

ten Sicherheiten. Die Anrechnung der Sicher-

heiten folgt f�r den Basis-IRB-Ansatz im

Wesentlichen den Regeln des Standardan-

satzes. Die Restlaufzeit f�r Forderungen an

Unternehmen, Banken und Staaten ist grund-

s�tzlich auf 2,5 Jahre festgesetzt. Nach natio-

nalem Wahlrecht kann jedoch auch die Be-

r�cksichtigung der effektiven Restlaufzeit vor-

geschrieben werden.

Im fortgeschrittenen IRB-Ansatz dagegen

sch�tzen die Kreditinstitute alle vier Risikopa-

rameter (PD, LGD, EAD, M) selbst. Das Risiko-

gewicht h�ngt bei Forderungen an Unterneh-

men, Banken und Staaten grunds�tzlich von

der effektiven Restlaufzeit ab. Nach nationa-

lem Wahlrecht kann f�r Kredite an Unterneh-

men mit einem Jahresumsatz und einer

Bilanzsumme bis jeweils 500 Mio 3 eine ein-

heitliche Restlaufzeit von 2,5 Jahren verwen-

det werden.

Der in den zwei Stufen sichtbare evolution�re

Aufbau der Baseler Eigenmittelanforderun-

gen bietet Kreditinstituten die M�glichkeit,

ihre Risikomesssysteme schrittweise zu den

fortgeschritteneren Ans�tzen weiterzuent-

wickeln. Kleinere Institute, denen eigene

Sch�tzungen von LGD und EAD unter Kos-

ten-Nutzen-Aspekten zu ambitioniert erschei-

nen, k�nnen dauerhaft den IRB-Basisansatz

anwenden. Die wichtige Rolle des IRB-Basis-

ansatzes zeigt sich auch in den Ergebnissen

der Umfrage vom Sommer 2003: Von den

800 Instituten, die potenziell den IRB-Ansatz

verwenden werden, planen nur circa 30 die

Anwendung des fortgeschrittenen IRB-Ansat-

zes.

Kreditinstitute k�nnen sich auf der Grundlage

historischer Ausfall- und Verlustdaten eine

Vorstellung von den „mittleren“ oder „erwar-

teten“ j�hrlichen Verlusten im Kreditgesch�ft

verschaffen. Erwartete Verluste (Expected

IRB-Basisansatz
und fortge-
schrittener
IRB-Ansatz

Kalibrierung
auf unerwar-
tete Verluste
(UL)
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Losses: EL) sind eine kalkulierbare Kosten-

komponente des Kreditgesch�fts, die durch

Wertberichtigungen und Zinsmargen abge-

deckt sein sollte. Regulatorisches Eigenkapital

sollte daher nur f�r unerwartete Abweichun-

gen von den erwarteten Verlusten, die so ge-

nannten unerwarteten Verluste (Unexpected

Losses: UL), vorgehalten werden. Diese Ab-

weichungen k�nnen potenziell groß sein,

kommen daf�r aber relativ selten vor. Ein typi-

sches Beispiel hierf�r ist das gleichzeitige Aus-

fallen sehr vieler Kreditnehmer in einem Jahr,

beispielsweise in einer Rezession. Die Vor-

gehensweise der reinen UL-Kalibrierung ent-

spricht auch der Bankpraxis bei der Bestim-

mung des �konomischen Kapitals.

Der Baseler Ausschuss hat auf Basis der Kom-

mentare zum Dritten Konsultationspapier die

Risikogewichte f�r Forderungen im IRB-

Ansatz neu kalibriert und ist dabei dem UL-

Konzept gefolgt. Die neuen Risikogewichte

sind zusammen mit weiteren theoretischen

Grundlagen der UL-Kalibrierung in einem

technischen Anhang dargestellt.

Die reine UL-Kalibrierung der Risikogewichte

im IRB-Ansatz zog zwei wesentliche Konse-

quenzen nach sich: Erstens ist von den Kredit-

instituten nunmehr nachzuweisen, dass sie

– obigen �berlegungen folgend – tats�chlich

gen�gend Wertberichtigungen zur Abdeckung

der EL gebildet haben. Eine Unterdeckung des

EL f�hrt zu einem Kapitalabzug in H�he der

Unterdeckung. Wenn Kreditinstitute mehr

Wertberichtigungen bilden, als auf Basis ihrer

EL-Berechnungen n�tig w�ren, k�nnen die

�bersch�sse bis zu einer bestimmten H�he

als Erg�nzungskapital anerkannt werden.

Zweitens f�hrt die reine UL-Kalibrierung

dazu, dass f�r ausgefallene Kredite kein Kapi-

tal mehr vorzuhalten ist. Die Ursache hierf�r

liegt im Baseler Risikomodell, in dem die LGD

als risikolose Konstante eingeht. In der Reali-

t�t sind ausgefallene Kredite jedoch risiko-

behaftet, da die tats�chlichen Verwertungs-

erl�se nicht sicher sind. Ausgefallene Kredite

sollten daher eine Kapitalunterlegung er-

halten, in der insbesondere auch adverse

Konjunktureinfl�sse auf die Erl�squoten ab-

gebildet sind.

Eine L�sung wurde darin gefunden, dass Kre-

ditinstitute ihre bankinternen LGD-Sch�tzun-

gen nicht mehr an historischen ausfallgewich-

teten Mittelwerten („default-weighted ave-

rage LGDs“), sondern an konservativen

Konjunktur-Szenarien ausrichten sollen. Kre-

ditinstitute sollen eine so genannte „Ab-

schwung“-LGD („downturn LGD“) sch�tzen,

die die vermutlichen Verluste w�hrend eines

konjunkturellen Abschwungs enth�lt. F�r

ausgefallene Kredite entsteht nunmehr eine

Kapitalanforderung als Differenz aus der kon-

servativen Abschwung-LGD und der auf

die aktuelle Konjunkturlage konditionierten

Wertberichtigung.

Technische Details und modelltheoretische

Grundlagen beider Konsequenzen der reinen

UL-Kalibrierung sind im technischen Anhang

erl�utert.

In der bankinternen Risikosteuerung sind Ab-

schwung-LGDs bislang kaum verbreitet. Die

Aufsichtsbeh�rden werden daher gemeinsam

mit den Banken an der Entwicklung geeigne-

ter Methoden zur bankinternen Bestimmung

Konsequenzen
der Neu-
kalibrierung

Abschwung-
LGD noch
wenig
verbreitet
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von Abschwung-LGDs arbeiten. Zudem soll

untersucht werden, auf welchen nationalen

M�rkten und f�r welche Forderungs- und

Sicherheitenarten sich mittlere und Ab-

schwung-LGD signifikant voneinander unter-

scheiden. F�r M�rkte, Forderungs- und

Sicherheitenarten ohne signifikanten Unter-

schied bleibt die Verwendung erwarteter aus-

fallgewichteter LGDs weiterhin m�glich.

F�r die Anwendung des IRB-Ansatzes ben�ti-

gen Institute, wie bereits erw�hnt, eine Ge-

nehmigung der Aufsicht. Sie kann auf Antrag

der Institute und nach einer Vor-Ort-Pr�fung

erteilt werden. Dabei wird die Einhaltung

qualitativer und quantitativer Mindestanfor-

derungen gepr�ft. Diese Mindestanforderun-

gen zielen einerseits auf die Verl�sslichkeit

der bankinternen Sch�tzungen der Risikopa-

rameter PD, LGD und EAD ab und damit auf

eine angemessene Kapitalunterlegung. Bei-

spiele f�r solche Anforderungen sind die Im-

plementierung einer von Basel und Br�ssel

einheitlich vorgegebenen Ausfalldefinition

oder die Validierung der gesch�tzten Risiko-

parameter, zum Beispiel durch Vergleich mit

tats�chlich eingetretenen Ausf�llen und Ver-

lusten.

Andererseits sollen die Mindestanforderun-

gen sicherstellen, dass die bankinternen

Ratingsysteme auch tats�chlich zur Risiko-

steuerung des betreffenden Instituts verwen-

det werden. Beispiel hierf�r ist die Nutzung

der Ratinginformationen zur Limit- und Kom-

petenzsetzung in den Managementinforma-

tionssystemen sowie in einer risikogerechten

Deckungsbeitragsrechnung.

Die Mindestanforderungen haben sich seit

den zweiten Konsultationspapieren von Basel

und Br�ssel nicht wesentlich ge�ndert. Sie

wurden bereits in einem Aufsatz im Monats-

bericht Januar 2003 ausf�hrlich beschrieben.

Kreditinstitute, die den IRB-Ansatz nutzen,

sollen in einem �berschaubaren Zeitraum alle

bedeutenden Forderungsklassen in diesen

Ansatz �berf�hrt haben. Eine dauerhafte

freie Wahl zwischen Standard- und IRB-

Ansatz auf Ebene der Forderungsklassen

w�rde potenziell zum „Rosinenpicken“ zwi-

schen den beiden Ans�tzen verf�hren: Insti-

tute k�nnten versucht sein, jeweils den An-

satz zu w�hlen, der eine geringere Kapitalun-

terlegung verspricht. Sowohl in der Baseler

Rahmenvereinbarung als auch im EG-Richt-

linienentwurf ist daher das dauerhafte Ver-

bleiben im Standardansatz prinzipiell nur f�r

Portfolios mit nicht materiellem (sinngem�ß

bedeutendem) Volumen und Risikogehalt ge-

stattet. Der Kommissionsvorschlag einer EG-

Richtlinie geht jedoch weiter. So d�rfen Insti-

tute nach den vorgesehenen EU-Regelungen

Kredite an Staaten und nachgelagerte staat-

liche Institutionen des Heimatlandes (L�nder

und Kommunen) dauerhaft aus dem IRB-

Ansatz herausnehmen. Zudem wird kleineren

Kreditinstituten erlaubt, auch Forderungen an

andere Kreditinstitute dauerhaft im Standard-

ansatz zu belassen. Dieses Portfolio mag in

kleineren Instituten zwar volumens- und

risikoseitig materiell sein; in vielen F�llen wird

es jedoch nur wenige materielle Kontrahen-

ten enthalten, so dass die Entwicklung eines

Ratingsystems hierf�r einen unverh�ltnism�-

ßigen Aufwand darstellen w�rde. F�r gr�ßere

Mindestanfor-
derungen an
den IRB-Ansatz

Partielle
Nutzung des
IRB-Ansatzes
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und insbesondere f�r international t�tige

Institute ist diese M�glichkeit nicht gegeben.

In ersten Diskussionen mit der Kreditwirt-

schaft kristallisiert sich heraus, dass im Rah-

men der nationalen Umsetzung als Bemes-

sungsgrundlage f�r die tempor�re partielle

Nutzung des IRB-Ansatzes sowohl EAD als

auch risikogewichtete Aktiva (RWA) herange-

zogen werden sollen. Institute sollen in den

IRB-Ansatz eintreten d�rfen, wenn mindes-

tens 50% ihres Kreditexposures, gemessen in

EAD, und 50% ihres Kreditrisikos, gemessen

in RWA, mit von der Aufsicht genehmigten

internen Ratings bewertet werden. In Bezug

auf die dauerhafte partielle Nutzung f�r

einen Rest („Austrittsschwelle“ aus der �ber-

gangszeit) gibt es noch unterschiedliche Vor-

stellungen: Die unterschiedlichen Vorschl�ge

der Kreditwirtschaft bewegen sich in einer

Spannweite zwischen 3% und 20% der

EAD/RWA, die dauerhaft im Standardansatz

verbleiben d�rfen. Die deutsche Aufsicht pr�-

feriert derzeit Gr�ßenordnungen zwischen

5% und 8%.

Kreditrisikominderungstechniken

In Zukunft sollen in der Bankpraxis verwen-

dete Methoden zur Kreditrisikominderung3)

in wesentlich st�rkerem Maße als bisher auf-

sichtlich anerkannt werden. So k�nnen k�nf-

tig auch mittelstandstypische Sicherheiten

wie Forderungsabtretungen und physische

Sicherheiten Eigenkapital entlastend ange-

rechnet werden. Das nebenstehende Schau-

bild liefert eine �bersicht der anerkannten

Sicherheiten in den einzelnen Ans�tzen f�r

das Kreditrisiko.

Bei der Anrechnung von finanziellen Sicher-

heiten stehen den Banken zwei Ans�tze zur

Verf�gung. Im einfachen Ansatz wird f�r den

besicherten Teil des Kredits das Risikogewicht

des Kreditnehmers durch das der jeweiligen

Sicherheit ersetzt. Im umfassenden Ansatz4)

wird der Forderungsbetrag um den angepass-

ten Wert einer Sicherheit reduziert. Dabei

werden m�gliche Wert�nderungen von For-

derung und Sicherheit im Zeitablauf durch die

Anwendung von Zu- und Abschl�gen („Hair-

cuts“) ber�cksichtigt. Diese Haircuts h�ngen

unter anderem von der Art der Sicherheit, der

angenommenen Haltedauer der zu Grunde

Deutsche Bundesbank

Anerkannte Sicherheiten

nach Basel II

Fortgeschrittener IRB-Ansatz

– keine Beschränkung des Kreises 

der anerkannten Sicherheiten, 

soweit das Kreditinstitut verlässliche 

Schätzungen zur Werthaltigkeit der 

Sicherheiten vorweisen kann

Einfacher IRB-Ansatz

– Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen

– sonstige, von der nationalen Auf-

sicht anerkannte Sicherheiten

Standardansatz

– Bargeld

– Gold

– Schuldverschreibungen von 

Staaten, Banken und sonsti-

gen Unternehmen ab einem 

bestimmten Mindestrating

– Bankschuldverschreibungen ohne 

Rating, die an einer anerkannten 

Börse gehandelt werden

– Aktien

– Anteile an Investmentfonds

– Realsicherheiten

3 Dazu z�hlen finanzielle und physische Sicherheiten,
Forderungsabtretungen, Garantien, Kreditderivate, Net-
tingvereinbarungen f�r Bilanzpositionen und Nettingver-
einbarungen f�r außerbilanzielle Gesch�fte.
4 Banken, die einen IRB-Ansatz w�hlen, steht nur der
umfassende Ansatz zur Verf�gung.

Erste Ideen zur
nationalen
Umsetzung der
partiellen
Nutzung

Anrechenbare
Sicherheiten

Zwei Ans�tze
zur Anrech-
nung von
finanziellen
Sicherheiten
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liegenden Transaktion und der Neubewer-

tungsfrequenz ab. Banken k�nnen aufsicht-

lich vorgegebene Haircuts verwenden, es

besteht jedoch auch die M�glichkeit, bank-

eigene Sch�tzungen der Haircuts5) vorzu-

nehmen.

Bei Wertpapierpensions- und �hnlichen Ge-

sch�ften, die unter eine gemeinsame Netting-

vereinbarung mit einem Kontrahenten fallen,

ist es Banken zuk�nftig gestattet, alternativ

zum umfassenden Ansatz eigene Value-at-

Risk-Sch�tzungen (VaR) vorzunehmen. Vo-

raussetzung daf�r ist eine aufsichtliche Aner-

kennung des verwendeten VaR-Modells. Un-

tersuchungen haben gezeigt, dass dadurch

die Kapitalanforderungen f�r diese Art von

Transaktionen signifikant sinken.

Im IRB-Basisansatz werden Sicherheiten �ber

eine Reduzierung der LGD angerechnet. Bei

anerkannten finanziellen Sicherheiten wird

die LGD f�r den abgesicherten Teil des Kredits

auf 0% verringert. Der angepasste Wert der

Sicherheit wird dabei nach den Regelungen

des Standardansatzes bestimmt. F�r die �bri-

gen Sicherheiten erfolgt – im Vergleich zum

dritten Konsultationspapier – eine Absenkung

der LGD bis zu 35% (bei Forderungsabtre-

tung und Realsicherheiten) beziehungsweise

bis zu 40% (bei sonstigen Sicherheiten). Bei

diesen Sicherheitenarten wird zus�tzlich eine

�bersicherung von 125% (Forderungsabtre-

tung) beziehungsweise 140% (Real- und

sonstige Sicherheiten) gefordert.

Garantien6) und Kreditderivate werden wie

bisher dadurch angerechnet, dass dem besi-

cherten Kredit das (niedrigere) Risikogewicht

des Garantiegebers zugeordnet wird (Substi-

tutionsansatz). Dabei ist der Kreis der aner-

kennungsf�higen Sicherungsgeber erweitert

worden: Als Sicherungsgeber anerkannt wer-

den k�nftig alle Staaten und Banken mit

einem niedrigeren Risikogewicht als der Kre-

ditnehmer sowie Nichtbanken ab einem Min-

destrating von A– (beziehungsweise einer be-

stimmten H�chst-PD im IRB-Basisansatz).

Weiterhin werden nun auch bestimmte staat-

liche R�ckb�rgschaften anerkannt.

Neu ist zudem, dass Sicherheiten und Garan-

tien auch dann als risikomindernd ber�cksich-

tigt werden, wenn eine Laufzeitinkongruenz

von zu Grunde liegendem Kredit und Siche-

rungsinstrument vorliegt. Das Ausmaß der

Risikominderung h�ngt dabei vom Verh�ltnis

aus der Restlaufzeit der Absicherung und der

Restlaufzeit des Kredits ab. Die Absicherung

muss eine urspr�ngliche Laufzeit von mindes-

tens einem Jahr und eine Restlaufzeit von

mindestens drei Monaten aufweisen.

Verbriefungen

Die Verbriefung von Forderungen (Securitisa-

tion) ist eines der am dynamischsten wach-

senden Gesch�ftsfelder deutscher und inter-

nationaler Banken, das gleichzeitig durch

eine hohe Komplexit�t gekennzeichnet ist.

Mit dem neuen Baseler Rahmenwerk wird

erstmals ein international harmonisierter

Standard f�r die bankenaufsichtliche Behand-

lung dieser Gesch�fte geschaffen. Die Moti-

5 Bankeigene Haircut-Sch�tzungen werden anerkannt,
wenn bestimmte qualitative und quantitative Mindestan-
forderungen erf�llt sind.
6 Dazu z�hlen auch B�rgschaften, sofern sie die Mindest-
anforderungen f�r Garantien erf�llen.

Netting von
Wertpapierpen-
sionsgesch�ften

Sicherheiten im
IRB-Basisansatz

Garantien und
Kreditderivate

Anerkennung
von laufzeit-
inkongruenten
Absicherungen

Schaffung
einheitlicher
internationaler
Standards
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vation zur Eigenkapitalarbitrage, die in der

Vergangenheit ein wesentlicher Beweggrund

f�r Forderungsverbriefungen war, wird deut-

lich vermindert, und Risikosteuerungs- und

Refinanzierungsaspekte werden st�rker in

den Vordergrund treten.

Eine Eigenkapitalentlastung bei einer Bank,

die eigene Forderungen verbrieft (Originator),

setzt einen wirksamen und signifikanten Risi-

kotransfer voraus. Der Umfang des R�ckbe-

halts von Verbriefungspositionen durch den

Originator ist – bis auf die Forderung des

signifikanten Risikotransfers – nicht explizit

limitiert. Dadurch wird die notwendige Flexi-

bilit�t f�r eine an der �konomischen Wirkung

einer Transaktion orientierte regulatorische

Auslegung geschaffen. Die operationellen

Anforderungen f�r die bankenaufsichtliche

Anerkennung des Risikotransfers sind im

Standardansatz und im IRB-Ansatz f�r Ver-

briefungen identisch. Bei der Frage der Kapi-

talunterlegung f�r von Originatoren oder In-

vestoren gehaltenen Verbriefungspositionen

wird hingegen differenziert, um den unter-

schiedlichen Kenntnissen und Erfahrungen

der einzelnen Institute im Risikomanagement

angemessen Rechnung zu tragen.

Der Standardansatz f�r Verbriefungspositio-

nen folgt prinzipiell der Unterlegungssys-

tematik des allgemeinen Standardansatzes

f�r die Unterlegung von Kreditrisiken. Aller-

dings werden f�r Tranchen mit einem exter-

nen Rating schlechter als Baa3 h�here Risiko-

gewichte angesetzt, und f�r ungeratete Posi-

tionen ist grunds�tzlich ein Kapitalabzug (je

h�lftig vom Kern- und Erg�nzungskapital)

vorgesehen. Diese konservativere Vorgehens-

weise ber�cksichtigt die hohe Risikokonzen-

tration in nachrangigen Verbriefungspositio-

nen und vermeidet Anreize, bei bonit�ts-

schw�cheren Tranchen bewusst auf ein exter-

nes Rating zu verzichten.

Der IRB-Ansatz f�r Verbriefungen weicht von

der Systematik der allgemeinen Regelungen

f�r die Kreditrisikounterlegung im IRB-Ansatz

ab, da keine bankeigenen Sch�tzungen von

tranchenspezifischen PDs, LGDs und so wei-

ter ber�cksichtigt werden. Demzufolge gibt

es auch keine Unterscheidung in einen Basis-

und einen fortgeschrittenen Ansatz f�r Ver-

briefungen. Es stehen drei Methoden zur

Ermittlung der Kapitalanforderung f�r eine

Verbriefungsposition zur Verf�gung: der auf

externen Ratings basierende Ansatz (Ratings-

Based Approach: RBA), der formel-basierte

Ansatz (Supervisory Formula: SF) und die nur

f�r einen eingeschr�nkten Anwendungsbe-

reich zugelassene bankinterne Risikoeinsch�t-

zung (Internal Assessment Approach: IAA).

Der RBA ist auf alle Verbriefungspositionen

von IRB-Banken anzuwenden, f�r deren Risi-

koeinsch�tzung ein externes Rating zur Ver-

f�gung steht. Jeder Ratingkategorie wird ein

bestimmtes Risikogewicht zugeordnet. Aller-

dings weist der RBA im Gegensatz zum Stan-

dardansatz eine feinere Unterteilung der Ra-

tingklassen sowie eine deutlichere Spreizung

der Risikogewichtung auf, die auch die Senio-

rit�t einer Tranche und die Granularit�t des

Forderungspools ber�cksichtigt. Dar�ber hi-

naus unterscheidet der RBA nicht zwischen

Originatoren (direkt oder indirekt die ur-

spr�nglichen Inhaber von zu Grunde liegen-

den Positionen) und Investoren.

Prinzip des
signifikanten
Risikotransfers

Standardansatz
f�r Verbrie-
fungsposi-
tionen

IRB-Ansatz f�r
Verbriefungs-
positionen

Ratings-Based
Approach
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F�r ungeratete Positionen stehen die SF und

der IAA zur Verf�gung. In der Anwendung

der SF wurden einige Erleichterungen bei der

Berechnung der Eingangsparameter vorgese-

hen. Dies betrifft insbesondere die wesent-

lichste Determinante, die regulatorische Kapi-

talanforderung f�r das zu Grunde liegende

Portfolio vor Verbriefung zuz�glich der erwar-

teten Verluste des Portfolios (KIRB). Berech-

nungen von KIRB als Eingangsparameter in

die SF k�nnen auf einer aggregierten Portfo-

liobasis erfolgen anstatt, wie im IRB-Ansatz,

auf Einzelkreditnehmerbasis.

Mit dem IAA erm�glicht der Baseler Aus-

schuss den begrenzten Einsatz bankeigener

tranchenspezifischer Risikoeinsch�tzungen

und ber�cksichtigt damit einen Marktstan-

dard, der sich f�r forderungsgedeckte Geld-

marktpapier-Programme (ABCP-Programme)

etabliert hat. Dabei hat der IAA des jeweiligen

Instituts auf den methodischen Ans�tzen an-

erkannter Ratingagenturen zu basieren. Die

Berechnung der Kapitalanforderung erfolgt,

indem die Bank ihre interne Einsch�tzung der

Ratingskala einer anerkannten Ratingagentur

zuordnet und die Positionen anhand des RBA

risikogewichtet. Die Anwendung des IAA be-

darf einer aufsichtlichen Genehmigung.

Durch die Erleichterungen bei der Anwen-

dung der SF beziehungsweise die Einf�hrung

des IAA werden viele ungeratete Verbrie-

fungspositionen, wie beispielsweise Liquidi-

t�tsfazilit�ten, deutlich g�nstiger behandelt

als im dritten Konsultationspapier. Der Baseler

Ausschuss hat damit versucht, f�r ungeratete

Positionen eine Balance zwischen einer kon-

servativen Behandlung und der m�glichst

weit gehenden Ber�cksichtigung g�ngiger

Methoden in den Banken zu finden.

Die Behandlung operationeller Risiken

Analog zu den Kreditrisiken lassen sich auch

bei operationellen Risiken (OpR) drei Verfah-

ren zur Berechnung der regulatorischen Ei-

genkapitalunterlegung unterscheiden: Basis-

indikatoransatz (BIA), Standardansatz (STA)

und ambitionierte Messans�tze (AMA).7) In

dieser Reihenfolge l�sst sich – �hnlich wie im

Bereich des Kreditrisikos – den Verfahren ein

Kontinuum steigender Verfeinerung, steigen-

der Management-Anforderungen, steigender

Risikosensitivit�t und damit tendenziell sin-

kender Eigenkapitalbelastung zuordnen.

Risikogewichte f�r Verbriefungen

%

IRB-Ansatz

externes
Rating 1)

Standard-
ansatz

Senior
Tranchen
+ IAA Basisfall

nicht
granu-
larer Pool

Aaa 20 7 12 20
Aa 20 8 15 25
A1 50 10 18 35
A2 50 12 20 35
A3 50 20 35 35
Baa1 100 35 50 50
Baa2 100 60 75 75
Baa3 100 100 100 100
Ba1 3502) 250 250 250
Ba2 3502) 425 425 425
Ba3 3502) 650 650 650
darunter Abzug Abzug Abzug Abzug

1 Z.B. Moody’s. — 2 Abzug, sofern vom Originator ge-
halten.

Deutsche Bundesbank

7 Speziell f�r die Nicht-G10-Banken wurde zus�tzlich ein
sog. alternativer Standardansatz entwickelt.

Supervisory
Formula

Internal Assess-
ment Approach

Auswirkungen
auf Liquidit�ts-
fazilit�ten

Drei Verfahren
zur Eigenkapi-
talberechnung
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Die Mindesteigenkapitalanforderung beruht

in den einfacheren Verfahren auf dem Brutto-

ertrag8) als Indikator f�r die Gesch�ftsaktivit�-

ten eines Instituts, der mit aufsichtlich vorge-

gebenen Faktoren a (im BIA) beziehungs-

weise b1-8 (im STA) multipliziert wird. Interne,

empirische Untersuchungen des Baseler Aus-

schusses haben gezeigt, dass Bruttoertrag

und operationelle Verluste positiv korreliert

sind. Gleichwohl handelt es sich bei Basisindi-

kator- und Standardansatz um vergleichs-

weise „grobe“ Verfahren.9)

Der Baseler Ausschuss l�sst bankinterne

Messverfahren (AMA) unter bestimmten Vo-

raussetzungen f�r die Berechnung des regula-

torischen Mindestkapitals zu, obgleich es f�r

die Erfassung der operationellen Risiken der-

zeit noch keinen Industriestandard gibt. Die

Kreditinstitute arbeiten intensiv an der Ent-

wicklung/Verfeinerung dieser Methoden. Die

Banken pr�ferieren dabei – im Rahmen der

aufsichtlichen Zulassungsanforderungen –

unterschiedliche Ans�tze und Bemessungs-

methoden, da es derzeit weder „eine beste“

Methode gibt noch auf Grund der individuel-

len Risikoprofile der Banken sicher davon aus-

gegangen werden kann, dass eine solche

identifiziert werden kann. Diese Vielfalt stellt

bei den Zulassungspr�fungen f�r AMA hohe

Anforderungen an die Aufsicht.

Der hohe Aufwand f�r die Anwendung eines

AMA und insbesondere die erforderliche Da-

tenquantit�t f�r die Berechnung f�hren wei-

terhin dazu, dass die Aufsicht bereit ist, auch

grenz�berschreitend neue Wege zu gehen.

So soll eine AMA-Bank – mit Zustimmung

ihrer zust�ndigen Heimat- und Gastlandauf-

sicht – die M�glichkeit erhalten, auf eine Ein-

zelberechnung des regulatorischen Eigenka-

pitals f�r das operationelle Risiko f�r ausl�n-

dische, nicht signifikante Tochterunterneh-

men zu verzichten und stattdessen das mit-

tels AMA berechnete Eigenkapital f�r den

Konzern in Absprache mit der Aufsicht zu al-

lozieren. Die Aufsicht erwartet Fortschritte

bei der Entwicklung risikosensitiverer Allokati-

onsmechanismen gegen�ber den derzeit am

Markt zur Bemessung der Eigenkapitalunter-

legung des operationellen Risikos vorhande-

nen Verfahren.

Methoden zur Bestimmung des
operationellen Risikos

Basisindikatoransatz EK = Bruttoertrag x a; a = 15%

Standardansatz EK = S Bruttoertrag1–8 x b1–8 1)

Ambitionierte Mess-
ans�tze

EK wird durch internes Messver-
fahren ermittelt

Partielle Anwendung zwischen AMA und BIA/STA ist
m�glich

1 b = 12% f�r Privatkundengesch�ft, Wertpapierprovi-
sionsgesch�ft und Verm�gensverwaltung; b = 15% f�r
Firmenkundengesch�ft sowie Depot- und Treuhandge-
sch�fte; b = 18% f�r Unternehmensfinanzierung/-bera-
tung, Handel sowie Zahlungsverkehr und Wertpapier-
abwicklung.

Deutsche Bundesbank

8 Bruttoertrag = Zinsergebnis + Provisionsergebnis +
Netto-Ergebnis aus Finanzgesch�ften + sonstige betrieb-
liche Ertr�ge (Kurzform).
9 Sowohl der Baseler Ausschuss als auch die EU-Kommis-
sion behalten sich eine �berarbeitung der Methodik in
BIA und STA vor, wenn geeignetere Risikodaten vorlie-
gen.

Die einfacheren
Verfahren

Ambitionierte
Messans�tze

Grenz�ber-
schreitende
AMA
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Auf EU-Ebene sind f�r die Wertpapierfirmen

im Bereich des operationellen Risikos Erleich-

terungen vorgesehen, da diese bereits gene-

rell f�r andere Risiken ein Mindestkapital in

H�he von einem Viertel ihrer sonstigen Ge-

meinkosten vorhalten m�ssen. So erlaubt der

EU-Vorschlag zum Beispiel den kleineren

Wertpapierfirmen (sog. 50K-Firmen), den

Status quo beizubehalten.

S�ule II: Der aufsichtliche �berpr�fungs-

prozess (Supervisory Review Process: SRP)

Die vier grundlegenden Prinzipien, auf denen

der aufsichtliche �berpr�fungsprozess der

S�ule II basiert, haben im Baseler Text seit

dem dritten Konsultationspapier keine �nde-

rungen mehr erfahren. Hingegen wurden

neue Formulierungen hinsichtlich der Umset-

zung des SRP durch die nationalen Aufseher

aufgenommen, um mit den Ermessensspiel-

r�umen, die der SRP impliziert, transparent

und verantwortlich umzugehen. Dar�ber hi-

naus wird im Interesse der Banken die grenz-

�berschreitende Zusammenarbeit der Auf-

sichtsbeh�rden intensiviert.

Dieser Aspekt wird von den ebenfalls vom

Baseler Ausschuss ver�ffentlichten „Leits�t-

zen f�r die grenz�berschreitende Umsetzung

der Neuen Eigenkapitalvereinbarung“ aufge-

griffen. Die Zust�ndigkeit f�r die Beaufsichti-

gung einer rechtlichen Einheit innerhalb einer

Bankengruppe verbleibt stets bei der nationa-

len Beh�rde des Sitzlandes dieses Instituts.

Diese nationale Zust�ndigkeit wird aber er-

g�nzt durch intensive Kooperation und Infor-

mationsaustausch zwischen allen involvierten

Beh�rden unter der Koordination derjenigen

Beh�rde, die f�r die konsolidierte Aufsicht

�ber die Gruppe als Ganzes verantwortlich

ist.

Im Sinne der Weiterentwicklung des europ�i-

schen Finanzbinnenmarkts legt auch die

Europ�ische Kommission hohe Priorit�t auf

die koordinierte grenz�berschreitende An-

wendung der neuen Regeln. Ihr Richtlinien-

vorschlag betont eine �ber die entsprechen-

den Baseler Formulierungen hinausgehende

Konvergenz und aufsichtliche Zusammenar-

beit im Europ�ischen Wirtschaftsraum.

Unter Konvergenz soll im Europ�ischen Wirt-

schaftsraum eine m�glichst einheitliche Um-

setzung der europ�ischen Richtlinien in natio-

nales Recht und eine Ann�herung der auf-

sichtspraktischen Anwendung dieser Vor-

schriften verstanden werden. Der Kommissi-

onsvorschlag sieht daf�r eine zentrale Offen-

legung der nationalen bankenaufsichtlichen

Regelungen und der nationalen Aufsichtspra-

xis vor, um Transparenz zu schaffen und die

Vergleichbarkeit von Aufsichtsregeln der ver-

schiedenen L�nder wesentlich zu erleichtern.

Auch sieht der Kommissionsvorschlag die

M�glichkeit einer einheitlichen Antragsstel-

lung f�r IRB- und AMA-Verfahren durch die

Institutsgruppe vor, in deren Folge die betrof-

fenen Aufsichtsbeh�rden der Gruppenunter-

nehmen eine gemeinsame Regelung10) hin-

sichtlich der Zulassung der Verfahren treffen

10 Der bisher nur in englischer Sprache verf�gbare Richt-
linientext verwendet hier den Begriff „determination“
und vermeidet bewusst den einer „decision“, was dem
nationalen Verwaltungsakt der Antragsentscheidung ent-
spr�che.

Behandlung
von Wert-
papierfirmen

Unver�nderte
Baseler Prinzi-
pien zu S�ule II

Grenz�ber-
schreitende
Umsetzung

Entwicklung
der
Umsetzungs-
pl�ne der
Europ�ischen
Kommission

Konvergenz in
Regulierung
und Aufsicht

Grenz�ber-
schreitende
Zusammenar-
beit der Auf-
sichtsbeh�rden
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sollen. Gelingt dies innerhalb von sechs Mo-

naten nicht, sieht der Vorschlag der Kommis-

sion eine Regelung durch den Aufseher des

Mutterunternehmens vor. W�hrend dieser

Ansatz im Sinne einer Vereinfachung f�r die

betroffenen Institutsgruppen nachvollziehbar

ist, wirft die Formulierung vielf�ltige recht-

liche, politische und aufsichtspraktische Fra-

gen auf. Diese Fragen werden im Rat und im

Parlament der Europ�ischen Union eine

wesentliche Rolle spielen.

Weitere wichtige Aspekte, die bei der Umset-

zung der Baseler Prinzipien zum SRP in einen

Richtlinientext besonderer Aufmerksamkeit

bedurften, waren der Kapitalbegriff in S�ule II

verbunden mit der Frage zus�tzlicher regula-

torischer Kapitalanforderungen und die so

genannte doppelte Proportionalit�t in der

zweiten S�ule.

W�hrend Basel stets einheitlich von „Kapital“

spricht, unterscheidet der Richtlinienvor-

schlag ausdr�cklich zwischen „Eigenmitteln“

und „internem Kapital“. Mit Eigenmitteln

sind im Regelfall nur die Risiken nach den auf-

sichtlichen Berechnungsvorschriften in S�ule I

abzudecken. Der Richtlinienvorschlag sieht in

S�ule II dar�ber hinaus vor, dass alle Institute

�ber einen Prozess verf�gen, mit dem sie

nach einem internen, von ihnen selbst zu ent-

wickelnden Konzept bestimmen, welche Ka-

pitalausstattung ihren gegenw�rtigen und

zuk�nftigen Risiken angemessen ist.

Im Kontext der Vielfalt des deutschen Ban-

kensystems ist die im Richtlinienvorschlag

ausdr�cklich vorgesehene doppelte Propor-

tionalit�t der zweiten S�ule von besonderer

Bedeutung. Sowohl das Risikomanagement

und die Bemessung des internen Kapitals auf

der einen Seite als auch die Intensit�t und

H�ufigkeit der aufsichtlichen �berpr�fung

auf der anderen Seite m�ssen sich an der

Gr�ße, Komplexit�t und dem Risikogehalt

des einzelnen Instituts und dessen Bedeutung

f�r die Systemstabilit�t orientieren. F�r die In-

tensit�t und H�ufigkeit der aufsichtlichen

�berpr�fung wird zudem die Systemrelevanz

als Kriterium vorgegeben.

Vor-Ort-Pr�fungen lassen sich in Zulassungs-

pr�fungen bankeigener Verfahren zur Mes-

sung und Steuerung von Marktpreis-, Kredit-

und operationellen Risiken, Pr�fungen der

laufenden Einhaltung der Anforderungen aus

S�ule I sowie aufbau- und ablauforganisatori-

scher Mindestanforderungen f�r risikorele-

vante Bereiche der Institute unterteilen (siehe

Schaubild auf S. 90).

Im Rahmen der bankgesch�ftlichen Pr�fun-

gen werden Teile des zuk�nftigen SRP bereits

heute abgedeckt (Pr�fungen von bankinter-

nen Marktrisikomodellen nach Abschnitt 7

Grundsatz I sowie Pr�fungen der Mindestan-

forderungen an das Kreditgesch�ft der Kre-

ditinstitute (MaK) und der Mindestanforde-

rungen an das Betreiben von Handelsgesch�f-

ten der Kreditinstitute (MaH)).

Um den Anforderungen an die Aufsicht aus

S�ule II gerecht werden zu k�nnen, wird diese

Art der Pr�fungen an Umfang gewinnen.

Dies ist neben einer Vereinheitlichung der be-

stehenden bankenaufsichtlichen Mindestan-

forderungen der Grund, weshalb die Bundes-

anstalt f�r Finanzdienstleistungsaufsicht und

Internes Kapital
und zus�tzliche
regulatorische
Kapitalanforde-
rungen aus
S�ule II

Doppelte Pro-
portionalit�t

Bankgesch�ft-
liche Pr�fungen
gewinnen deut-
lich an Gewicht

BaFin und
Bundesbank
entwickeln
MaRisk
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die Deutsche Bundesbank an der Entwicklung

von Mindestanforderungen an das Risikoma-

nagement, den so genannten MaRisk, arbei-

ten. In die MaRisk sollen die bestehenden

MaH und MaK sowie die Mindestanforderun-

gen an die Ausgestaltung der Internen Revi-

sion der Kreditinstitute (MaIR) m�glichst un-

ver�ndert integriert werden. Zudem m�ssen

Anforderungen an andere Aspekte des SRP

neu entwickelt werden, zum Beispiel Anfor-

derungen an das Management von Zins�nde-

rungsrisiken und an die bankinternen Prozes-

se zur angemessenen Unterlegung aller

wesentlichen Risiken mit internem Kapital.

Vorteil der Integration der bestehenden Min-

destanforderungen in die MaRisk ist ein zu-

k�nftig einheitliches Regelwerk. Die MaRisk

werden also, aufbauend auf den bereits

existierenden Mindestanforderungen, die

qualitativen Anforderungen der Aufsicht an

die Institute aus S�ule II formulieren. Die

�berpr�fung der Einhaltung der MaRisk ab

dem In-Kraft-Treten der neuen Regelungen

wird ein zentrales Element des bankenauf-

sichtlichen �berpr�fungsprozesses sein.

S�ule III: Die Offenlegung von

Risikoinformationen

Die S�ule III soll durch spezielle Offenlegungs-

anforderungen f�r Banken eine komplemen-

t�re Nutzung von Marktmechanismen f�r

bankenaufsichtliche Zielsetzungen erm�g-

lichen. Bei der abschließenden �berarbeitung

wurden haupts�chlich �nderungen in der

S�ule I nachvollzogen. Hieraus resultiert ein

Detaillierungsgrad bei den Offenlegungsre-

Deutsche Bundesbank

Aufgaben der Aufseher im aufsichtlichen Überprüfungsprozess (SRP)

Überprüfung der Einhaltung

der Säulen I und III

Überprüfung der bankinternen 

Kontrollsysteme

Überprüfung der Risiken, die in

Säule I nicht oder nicht angemessen 

enthalten sind

Überprüfung der bankinternen 

Kapitalsteuerung 

– Einhaltung der Zulassungskriterien

für interne Risikosteuerungsverfahren

– Kreditrisikominderung

– Transparenzanforderungen

– unabhängiges Controlling

– Angemessenheit der Verfahren

und der Dateninputs

– Gegenstand interner Revision 

– Zinsänderungsrisiken im Bankbuch

– Liquiditätsrisiken

– Klumpenrisiken

– Operationelle Risiken etc.

– Angemessenheit der Methoden

– höhere Kapitalanforderungen?

Modifikationen
in der S�ule III
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geln, der bei der Kreditwirtschaft teilweise

auf Kritik gestoßen ist. Dabei ist aber zu be-

denken, dass das Risikoprofil der Banken hin-

reichend vom Markt beurteilbar sein muss.

Die Transparenzregeln der S�ule III auf euro-

p�ischer Ebene sind weitgehend mit den Ba-

seler Bestimmungen deckungsgleich. Den-

noch gibt es einige Abweichungen in der Ter-

minologie und in Definitionen wie zum Bei-

spiel beim Eigenkapital, die �ber die S�ule I in

die S�ule III einwirken. Ein weiterer wesent-

licher Unterschied ist die generell halbj�hrli-

che Offenlegung im Baseler Regelwerk, w�h-

rend die Offenlegungsfrequenz gem�ß EG-

Richtlinie nach derzeitigem Stand grunds�tz-

lich j�hrlich erfolgen soll. Dies ist eine vertret-

bare und sinnvolle Erleichterung f�r kleinere,

nicht kapitalmarktorientierte Institute. Br�ssel

r�umt den nationalen Bankenaufsehern des

Weiteren konkrete Befugnisse ein, durch die

den Banken eine k�rzere Ver�ffentlichungs-

frequenz, die Festlegung von Medium und

Ort der Ver�ffentlichung wie auch spezifische

Verifizierungsarten vorgegeben werden k�n-

nen.

Sowohl bei der Entwicklung der S�ule III in

Basel als auch bei deren �bernahme in euro-

p�isches Recht wurde großer Wert auf eine

objektive Darstellung des Eigenkapitals, der

Eigenkapitalanforderungen f�r die einzelnen

Risikokategorien sowie des Risikoprofils nach

Maßgabe der S�ule I gelegt. K�nftig wird es

darauf ankommen, dass die M�rkte den

durch die S�ule-III-Offenlegungen deutlich

verbesserten Einblick in die Risiko- und Eigen-

kapitalsituation der Banken nutzen und die

Banken ihrerseits bei Bedarf ausreichende Er-

l�uterungen zu auff�lligen Ver�nderungen

einzelner Positionen zur Verf�gung stellen,

um Fehlinterpretationen zu vermeiden. Damit

sollte die S�ule III einen wertvollen Beitrag zu

einer weiter verbesserten Kommunikation

zwischen der Kreditwirtschaft und den Fi-

nanzm�rkten leisten.

Harmonisierung der bankenaufsicht-

lichen Solvenzmeldungen in Europa

Neben den neuen Ver�ffentlichungsanforde-

rungen im Rahmen der S�ule III bleiben die

bankenaufsichtlichen Meldungen �ber die

Solvenz der Institute (in Deutschland: Grund-

satz I) bestehen. Im Interesse m�glichst gerin-

ger Kosten vor allem bei den grenz�berschrei-

tend t�tigen Banken und zur St�rkung der

bankenaufsichtlichen Zusammenarbeit in

Europa wird jedoch die Harmonisierung

des bankenaufsichtlichen Meldewesens zum

neuen Eigenkapitalstandard angestrebt.

In vorl�ufigen �berlegungen des neu ge-

schaffenen Commitee of European Banking

Supervisors (CEBS) zur Machbarkeit eines

harmonisierten europ�ischen Meldewesens

wird diskutiert, ob die Zusammensetzung der

Eigenkapitalquote f�r alle Kreditinstitute un-

abh�ngig von der Art des Jahresabschlusses

(International Accounting Standards: IAS

oder nationale Rechnungslegung) m�glichst

einheitlich darstellbar ist. In den kommenden

Monaten ist zudem zu kl�ren, welchen

Detaillierungsgrad europ�ische Meldevor-

schriften in diesem Bereich aufweisen sollen.

�berlegt wird auch, inwieweit ein gewisser

Grad an Flexibilit�t hinsichtlich der zu mel-

Umsetzung
der Regeln in
Br�ssel

Guter Einblick
in die Risiko-
und Eigenkapi-
talsituation

Senkung der
regulatorischen
Kosten durch
ein vereinheit-
lichtes Melde-
wesen

CEBS bereitet
Initiative f�r ein
einheitliches
Meldewesen
vor
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denden Details, ausgehend von einheitlich

verbindlichen Oberbegriffen, sachgerechte

L�sungen erleichtern k�nnte.

Die Einf�hrung der International Financial

Reporting Standards (IFRS) auf Konzernebene

ab 2005 erfordert es, auch bei den banken-

aufsichtlichen Meldevorschriften zur Bilanz

und zur Gewinn- und Verlustrechnung �ber

gemeinsame europ�ische L�sungen nachzu-

denken. Neben dem Kostenaspekt geschieht

dies hier vor dem Hintergrund, dass die eher

hoch aggregierten IAS-Gliederungsvorschrif-

ten f�r Bilanz und Gewinn- und Verlustrech-

nung f�r bankenaufsichtliche Zwecke als we-

nig geeignet einzustufen sind. Auf europ�i-

scher Ebene werden daher zu gegebener Zeit

M�glichkeiten zu einer detaillierteren einheit-

lichen Meldung zu Bilanz und Gewinn- und

Verlustrechnung zu diskutieren sein.

Durchf�hrung einer Auswirkungsstudie 4

(QIS 4)

Parallel zur Konzeption der Rahmenvereinba-

rung hat der Baseler Ausschuss in den letzten

Jahren bereits drei Auswirkungsstudien

durchgef�hrt. Von einer vierten Auswirkungs-

studie versprechen sich die Aufsichtsbeh�r-

den verl�sslichere Daten zur Kalibrierung auf

unerwartete Verluste, zu Verbriefungen und

zum fortgeschrittenen Bemessungsansatz f�r

das operationelle Risiko (AMA). Des Weiteren

sollen die neuen methodischen Anforderun-

gen an die LGD-Sch�tzung Ber�cksichtigung

finden.

Aus dem Kreis der G10-Staaten planen der-

zeit neun L�nder die Durchf�hrung dieser

QIS 4 noch in diesem Jahr. Diese Studie kann

bereits im Vorfeld der Parallellaufphase wert-

volle Hinweise f�r gegenw�rtig noch in der

Diskussion stehende Punkte, insbesondere f�r

einen zuk�nftigen Rekalibrierungsbedarf,

geben. Die QIS 4 wird in Deutschland am

1. Dezember 2004 starten und soll bis Ende

Februar 2005 abgeschlossen sein.

Implementierungszeitr�ume und

�bergangsregelungen

Die Baseler Rahmenvereinbarung soll Ende

2006 in den G10-Staaten implementiert sein.

Die fortgeschrittensten Ans�tze zur Risiko-

messung, das heißt der fortgeschrittene IRB-

Ansatz f�r Kreditrisiken und die AMA f�r

operationelle Risiken, d�rfen jedoch erst ab

Ende 2007 f�r die Bestimmung der regulato-

rischen Eigenmittel eingesetzt werden. Den

Instituten soll dadurch ein weiteres Jahr Zeit

gegeben werden, sich auf die Erf�llung der

mit diesen Ans�tzen verbundenen Mindest-

anforderungen vorzubereiten. Zudem soll die

internationale Wettbewerbsgleichheit ge-

wahrt werden. Eine fr�hzeitige Implementie-

rung der fortgeschrittenen Ans�tze in nur

wenigen L�ndern k�nnte Auswirkungen auf

den Wettbewerb haben.

Die vorgesehene EG-Richtlinie konkretisiert

ebenfalls die zur Verf�gung stehenden

Methoden zur Eigenmittelberechnung f�r das

Jahr 2007. Instituten ist analog zu der Baseler

Rahmenvereinbarung die Verwendung des

Standardansatzes und des IRB-Basisansatzes

Auch bei Bilanz
und GuV euro-
p�ische L�sun-
gen angezeigt

Gr�nde f�r eine
weitere Auswir-
kungsstudie
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Auswirkungen der reinen UL-Kalibrierung und weiterer Entscheidungen

des Baseler Ausschusses bis Juni 2006

Auf Basis der Daten der dritten Auswirkungs-
studie wurde eine grobe Neusch�tzung der
Auswirkungen der im Rahmen der Eigenmit-
telregeln Ende Juni 2004 ver�ffentlichten
�nderungen vorgenommen. Die nachfol-
gende Tabelle gibt Aufschluss dar�ber, in wel-
chem Maße das Eigenkapital einer Bank im
Ausgangsfall einer Eigenkapitalquote von
8% angepasst werden m�sste, um auch unter
dem neuen Baseler Akkord diese Mindest-
eigenkapitalquote zu erf�llen.1)

Im Standardansatz sind die Ergebnisse f�r die
deutschen Banken nahezu identisch mit dem
G10-Durchschnitt; f�r Gruppe-2-Banken blei-
ben die Mindesteigenkapitalanforderungen
im Vergleich zum gegenw�rtigen Akkord un-
ver�ndert.

Ursachen f�r die Abweichungen der Ergebnis-
se deutscher Banken von den G10- und EU-
Durchschnittswerten in den IRB-Ans�tzen
sind neben der spezifischen konjunkturellen

Lage m�gliche Unsicherheiten bei der An-
wendung der neuen Baseler Ausfalldefinition
beziehungsweise eine eingeschr�nkte Daten-
verf�gbarkeit im Hinblick auf die Sch�tzung
der zentralen Risikoparameter PD und LGD.
Dies d�rfte in einzelnen F�llen zu tendenziell
konservativen LGD-Sch�tzungen gef�hrt
haben.

Die abweichenden Ergebnisse f�r Gruppe-1-
und Gruppe-2-Banken sind in erster Linie
durch den unterschiedlichen Umfang des Re-
tailgesch�fts beeinflusst. Ein hoher Retailan-
teil f�hrt auf Grund der daf�r vorgesehenen
niedrigeren Risikogewichte zu geringeren
Mindesteigenkapitalanforderungen.

Bei Aggregation der Ergebnisse f�r den je-
weils am wahrscheinlichsten verwendeten
Ansatz 3) ergibt sich im G10-Durchschnitt eine
Absenkung der Mindesteigenkapitalanforde-
rungen von 4,2%. F�r deutsche Banken
wurde dagegen ein Anstieg von 6,5% ermit-
telt. Um die Aufrechterhaltung der Mindest-
eigenkapitalanforderungen im Gesamtsystem
als ein zentrales Kalibrierungsziel zu errei-
chen, hat der Baseler Ausschuss vorgesehen,
gegebenenfalls die risikogewichteten Aktiva
f�r das Kreditrisiko durch einen Skalierungs-
faktor anzupassen. Basierend auf den QIS3-
Daten m�ssten diese mit dem Faktor 1,06
multipliziert werden, um die Absenkung der
Mindesteigenkapitalanforderungen um 4,2%
auszugleichen. Die endg�ltige Kalibrierung
wird jedoch auf Grundlage der Ergebnisse der
vierten Auswirkungsstudie und der Erfahrun-
gen aus der Parallellaufphase voraussichtlich
in 2006 erfolgen.

1 Dabei wurden sowohl �nderungen im Z�hler (Gegen-
rechnungsm�glichkeiten von Wertberichtigungen und er-
warteten Verlusten) als auch im Nenner der Eigenkapital-
quote ber�cksichtigt. — 2 Es wurde zwischen international
aktiven Banken mit einem Kernkapital von mindestens
3 Mrd 5 (Gruppe-1-Banken) und allen �brigen Banken
(Gruppe-2-Banken) unterschieden. In die internationalen
Vergleiche flossen Daten von 58 deutschen Kreditinstitu-
ten, davon sechs Gruppe-1- und 52 Gruppe-2-Banken,

ein. — 3 Die Ermittlung der aggregierten Ergebnisse
erfolgte h�ufig getrennt f�r den Basis-IRB-Ansatz und
den fortgeschrittenen IRB-Ansatz. Dabei ist zu ber�ck-
sichtigen, dass bei der Ermittlung der aggregierten Zahlen
f�r den Basis-IRB-Ansatz auch Daten von solchen Banken
verwendet wurden, die mit hoher Wahrscheinlichkeit den
fortgeschrittenen IRB-Ansatz anwenden werden und damit
doppelt ber�cksichtigt wurden.

Deutsche Bundesbank

�nderung der Mindesteigenkapital-
anforderungen gegen�ber gegen-
w�rtigem Akkord – ohne Skalierung
im IRB

%

Position
Standard-
ansatz Basis-IRB

Fortge-
schritte-
ner IRB

G10 Gruppe 1 2) 11 – 2 – 5

G10 Gruppe 2 3 – 27 N/A

EU Gruppe 1 6 – 7 – 9

EU Gruppe 2 1 – 24 N/A

D Gruppe 1 12 11 0

D Gruppe 2 0 – 15 N/A
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f�r Kreditrisiken sowie des Basisindikatoran-

satzes und des Standardansatzes f�r opera-

tionelle Risiken erlaubt. Dar�ber hinausge-

hend wird allen Instituten im Jahr 2007 auch

die M�glichkeit gegeben, f�r dieses Jahr die

derzeit geltenden Regelungen („Basel I“) zur

Bemessung der Eigenmittel anzuwenden. Ins-

tituten in L�ndern, in denen der Vorberei-

tungsstand noch nicht so weit vorangeschrit-

ten ist, er�ffnet dies die erforderlichen Spiel-

r�ume, um Ende 2007 mit dem Ansatz star-

ten zu k�nnen, der von ihnen pr�feriert wird,

ohne zuvor noch Ressourcen in die Imple-

mentierung eines Ansatzes investieren zu

m�ssen, der absehbar nur ein oder wenige

Jahre genutzt w�rde.

Auf Baseler Ebene soll im Jahr 2006 eine Pa-

rallelrechnung der derzeitigen sowie der

neuen Regelungen – �hnlich den schon

mehrmals durchgef�hrten Quantitativen Aus-

wirkungsstudien (QIS) – durchgef�hrt wer-

den. Die Parallelrechnung dient in erster Linie

dazu, die Risikogewichtsfunktionen nochmals

zu �berpr�fen und gegebenenfalls notwen-

dige Anpassungen vorzunehmen. Die EG-

Richtlinie sieht demgegen�ber keine aus-

dr�ckliche Parallelrechnung vor. Allerdings

m�ssen Institute, die ab 2007 den IRB-Basis-

ansatz nutzen wollen, vorab die aufsichtliche

Genehmigung hierzu einholen, die auf der

Basis einer Vor-Ort-Pr�fung des internen

Ratingsystems erfolgt. Da solche Pr�fungen

jedoch nur bei bankintern bereits implemen-

tierten und im t�glichen Kreditgesch�ft ge-

nutzten Ratingsystemen sinnvoll durchzuf�h-

ren sind, ergibt sich faktisch auch f�r Nicht-

Basel-Institute im Basis-IRB-Ansatz in 2006 die

Notwendigkeit eines technischen Vorlaufs; die-

ser ist allerdings beschr�nkt auf das Kredit-

gesch�ft und kein vollumf�nglicher Parallellauf.

Ausblick: Nationale Umsetzung der

neuen Eigenkapitalregeln

Der Großteil der neuen Vorgaben wird �ber

eine Anpassung und Erg�nzung der Solvabili-

t�tsverordnung (derzeit noch Grundsatz I) im-

plementiert. �ber diese Verordnung wird die

in § 10 des Kreditwesengesetzes geforderte

Angemessenheit der Eigenmittel f�r Institute

konkretisiert. Die Arbeiten zur Umsetzung

der ge�nderten Eigenkapitalvorschriften

haben bereits begonnen. Die Aufsicht arbei-

tet bereits im Vorfeld des eigentlichen Rechts-

setzungsprozesses eng mit den Instituten und

den Institutsverb�nden in einem „Arbeitskreis

Umsetzung Basel II“ und spezifischen Fach-

gremien zu einzelnen Aspekten der neuen

Baseler Rahmenvereinbarung (IRB-Ansatz,

Sicherheiten, Verbriefungen, operationelle

Risiken, S�ule II, S�ule III) zusammen. Damit

k�nnen die Anliegen der Institute fr�hzeitig

ber�cksichtigt werden, um die Effizienz des

Umsetzungsablaufs insgesamt zu erh�hen.

Weitere Erl�uterungen und eine �ber-

sicht zu diesem Aufsatz sind als An-

h�nge auf den folgenden Seiten abge-

druckt.

Solvabilit�ts-
verordnung
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Anhang 1

Technische Details der Kalibrierung der Risiko-

gewichte des IRB-Ansatzes

Grunds�tzlich soll die Unterlegung mit regulatori-

schem Kapital der Abdeckung unerwarteter Ver-

luste (UL) dienen. Erwartete Verluste sind eine

kalkulierbare Kostenkomponente des Kreditge-

sch�fts, die durch Wertberichtigungen und Zins-

margen abgedeckt sein sollte. Konkret bestimmen

die Baseler Risikogewichtsfunktionen nunmehr

den aufsichtlichen Kapitalbedarf zur Abdeckung

des 99,9%-Quantils der Portfolioverlustvertei-

lungsfunktion in einem Ein-Faktor-Modell abz�g-

lich des erwarteten Verlustes (EL). Dabei wird der

EL f�r ein normiertes EAD von einem Euro als Pro-

dukt aus PD und LGD definiert.

Die reine UL-Kalibrierung ist ein wesentlicher

Grund daf�r, dass die Anforderungen an die bank-

internen LGD-Sch�tzungen im fortgeschrittenen

IRB-Ansatz neu gefasst werden mussten. Aus mo-

delltheoretischer Sicht l�sst sich der LGD-Parame-

ter als eine mittlere oder erwartete, das heißt aus-

fallgewichtete Verlustquote auffassen, die nicht

auf ein spezifisches Konjunkturszenario ausgerich-

tet ist. Das UL-Risikogewicht beschreibt dagegen

den Verlust, der eintritt, wenn ein systematisches

Risiko signifikant wird, zum Beispiel bedingt durch

ein adverses Konjunkturszenario. Um dieses syste-

matische Risiko zu ber�cksichtigen, wird der Ein-

gangsparameter PD durch die Anwendung der

entsprechend adjustierten und aufsichtlich vorge-

gebenen UL-Risikogewichtsfunktion in eine

„Stress-PD“ umgewandelt. Bei dem LGD-Parame-

ter muss das Abschwungszenario dagegen bereits

in dem Sch�tzwert ber�cksichtigt sein, da er un-

transformiert in die UL-Risikogewichtsfunktion ein-

geht.11)

Die mittlere LGD stellt demgem�ß eine Unter-

grenze f�r die Abschwung-LGD („downturn-

LGD“) dar. Diese Abschwung-LGD kann beispiels-

weise aus Verlustquoten in Zeitabschnitten mit ho-

hen Kreditverlusten ermittelt werden. F�r Kredit-

forderungen, bei denen die Verlustquoten von der

konjunkturellen Entwicklung unabh�ngig sind,

k�nnen die mittlere LGD und die Abschwung-LGD

identisch sein.

In den neuen Baseler Regelungen wird f�r nicht

ausgefallene Kredite sowohl bei der Bestimmung

des UL als auch bei der Bestimmung des EL die Ab-

schwung-LGD verwendet. Diese Vereinfachung er-

laubt es den Kreditinstituten, nur einen einzigen

LGD-Sch�tzwert zur Bestimmung der regulatori-

schen Kapitalanforderungen zu verwenden. Der

Sch�tzwert wird jeweils f�r einzelne Forderungs-

und/oder Sicherheitenklassen bestimmt.

Bei ausgefallenen Kreditforderungen wird der

LGD-Parameter f�r jede Forderung einzeln be-

stimmt. Dabei wird zwischen mittlerer LGD und

Abschwung-LGD unterschieden. Bei der Bestim-

mung des EL wird ein erwarteter LGD-Wert

gesch�tzt, der das gegenw�rtige wirtschaftliche

Umfeld und den derzeitigen Wert der Sicher-

heiten ber�cksichtigt. Die Differenz zwischen

Abschwung-LGD und der erwarteten LGD ergibt

ein UL-Risikogewicht f�r ein latentes, systemati-

sches Risiko in dem noch nicht einzelwertberichtig-

ten oder abgeschriebenen Teil einer ausgefallenen

Kreditforderung.

11 Diese unterschiedliche Ber�cksichtigung von PD und
LGD ist dadurch zu begr�nden, dass die Auswirkung
eines Abschwungs auf die LGD von weiteren Einflussgr�-
ßen, wie z.B. der Forderungsart und der Art der Besiche-
rung, abh�ngt. Entsprechend w�re die aufsichtliche Vor-
gabe einer Umwandlungsfunktion zur Erzeugung von
Abschwung-LGDs aus mittleren LGDs – analog zur Vor-
gehensweise bei PDs – letztlich wohl nicht hinreichend
flexibel und risikosensitiv.

Abschwung-
LGD im fortge-
schrittenen
IRB-Ansatz
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Risikogewichtsfunktionen f�r nicht ausgefallene Forderungen im fortgeschrittenen

IRB-Ansatz

In den nachfolgenden Formeln bezeichnet der Risi-

koparameter LGD eine Abschwung-LGD.

I. Eigenmittelunterlegung f�r nicht ausgefallene

Forderungen

1. Forderungen an Unternehmen, Staaten und Ban-

ken

RW ðPD; LGD;MÞ ¼ 12;5�
�
LGD� N

�
GðPDÞ þ

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
RðPDÞ

p
� Gð0;999Þffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi

1� RðPDÞ
p

�

� PD� LGD
�
� 1þ ðM� 2;5Þ � bðPDÞ

1� 1;5� bðPDÞ

(1)

mit bðPDÞ ¼ ð0;11852� 0;05478� lnðPDÞÞ2

RW: Risikogewichte

N: Verteilungsfunktion der Standardnormal-

verteilung

G: inverse der Verteilungsfunktion

R: Korrelation mit dem Systemrisiko in Ab-

h�ngigkeit von PD

ln: nat�rlicher Logarithmus

Der letzte Term in der Funktion (1) beschreibt die

Restlaufzeitanpassung, die bei Forderungen an Un-

ternehmen mit einem Jahresumsatz und einer Bi-

lanzsumme bis jeweils 500 Mio 5 als nationales

Wahlrecht auf zweieinhalb Jahre festgelegt werden

kann. Die Korrelation R(PD) bestimmt sich f�r For-

derungen an Unternehmen mit einem Jahresumsatz

�ber 50 Mio 5, Staaten und Banken wie folgt:

RðPDÞ ¼ 0;12� 1�e�50�PD

1�e�50 þ 0;24�
�

1� 1�e�50�PD

1�e�50

�
: (2)

In der Forderungsklasse „Unternehmen“ h�ngt die

Korrelation R(PD) bei einem Jahresumsatz bis

50 Mio 5 zus�tzlich von der Unternehmensgr�ße S

(in Mio 5) ab: 1)

RðPDÞ ¼ 0;12� 1�e�50�PD

1�e�50 þ 0;24�
�

1� 1�e�50�PD

1�e�50

�
� 0;004�

�
1� S�5

45

�
(3)

2. Forderungen an Privatkunden

RWðPD; LGDÞ ¼ 12;5�
�
LGD� N

�
GðPDÞþ

ffiffiffiffiffiffiffiffiffi
RðPDÞ
p

�Gð0;999Þffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
1�RðPDÞ
p

�
� PD� LGD

�
(4)

Korrelationen:

2a) Private Baufinanzierungen

RðPDÞ ¼ 0;15 (5)

2b) Revolvierende Kredite

RðPDÞ ¼ 0;04 (6)

2c) Andere Privatkundenkredite

RðPDÞ ¼ 0;03� 1�e�35�PD

1�e�35 þ 0;16�
�

1� 1�e�35�PD

1�e�35

�
(7)

Das aufsichtlich geforderte Eigenkapital f�r einen

Kredit erh�lt man, indem das Risikogewicht mit der

erwarteten Forderungsh�he im Ausfallzeitpunkt

(EAD) und der geforderten Eigenkapitalunterle-

gung (8%) multipliziert wird.

II. Eigenmittelunterlegung f�r ausgefallene Forde-

rungen

Die notwendige Eigenmittelunterlegung f�r ausge-

fallene Forderungen entspricht dem unerwarteten

Verlust UL ¼ EAD� LGD� EL, wobei der erwartete

Verlust entsprechend EL ¼ EAD� ELGD unter Ver-

wendung der ausfallgewichteten Verlustquote

eLGD ermittelt wird.

1 F�r Unternehmen mit einem geringeren Jahresumsatz
gilt eine Untergrenze von 5 Mio 5.

Deutsche Bundesbank
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Die Risikogewichtsfunktionen sind im oben ste-

henden Schaubild grafisch dargestellt. Durch den

Abzug des EL als Produkt von PD und LGD im

zweiten Term der Risikogewichtsfunktion (siehe

Formel (1) in den Erl�uterungen auf S. 96) wird be-

r�cksichtigt, dass diese nur den UL abdeckt.

Die reine UL-Kalibrierung f�hrt zudem dazu, dass

Kreditinstitute im IRB-Ansatz einen Vergleich zwi-

schen ermittelten erwarteten Verlusten und gebil-

deten Wertberichtigungen vornehmen m�ssen.

Unterdeckungen der erwarteten Verluste sind je-

weils zu 50% vom Kern- und vom Erg�nzungska-

pital abzuziehen. Dagegen k�nnen �bersch�sse

von Wertberichtigungen bis zu 0,6% der risikoge-

wichteten Aktiva f�r das Kreditrisiko als Erg�n-

zungskapital anerkannt werden. �bersteigt die

H�he der Wertberichtigungen den EL, so bedeutet

dies nicht unbedingt, dass das Kreditinstitut zu

hohe Wertberichtigungen gebildet hat. Vielmehr

k�nnen sich Abweichungen zwischen dem EL und

den Wertberichtigungen aus unterschiedlichen

Vorgaben f�r ihre Berechnungsweise erkl�ren. Bei-

spielsweise stellt der regulatorische EL auf einen

Zeithorizont von einem Jahr ab, w�hrend in der ex-

ternen Rechnungslegung �blicherweise die gesam-

te Restlaufzeit der Kreditforderung ber�cksichtigt

wird. Dies kann im Einzelfall zu einer �berdeckung

des EL f�hren.

Mit der Anrechnung einer EL-�berdeckung im Er-

g�nzungskapital soll die Bildung von Wertberichti-

gungen gef�rdert werden. Gleichzeitig soll durch

die Obergrenze f�r die Anrechnung von Wertbe-

richtigungen die Wettbewerbsgleichheit zwischen

Instituten erhalten werden, da sich die Wertberich-

tigungsregeln und -praktiken international unter-

scheiden.

Risikogewichte in %

Ausfallwahrscheinlichkeit in %

private Baufinanzierungen

revolvierende Kredite

andere Privatkundenkredite 3)

Forderungen an kleine und
mittlere Unternehmen 2)

Forderungen an Staaten,
Kreditinstitute und sonstige
Unternehmen 1)

0,03 1,00 2,00 3,00 4,00 5,00 6,00 7,00 8,00 9,00 10,00

Risikogewichtskurven *) im internen Ratingansatz

* Bei Annahme einer Verlustquote von 45%, ohne Berücksichtigung des Skalierungsfaktors von 1,06. —
1 Unternehmen ohne Kapitalerleichterung. — 2 Unternehmen mit Kapitalerleichterung (bis 50 Mio  5 

Umsatz). — 3 Einschl. Kredite an kleine und mittlere Unternehmen mit einer Kreditsumme bis 1 Mio  5 .
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200

180

160

140

120

100

80

60

40

20

0

Risikogewichts-
funktionen

Abdeckung
erwarteter und
unerwarteter
Verluste



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
September 2004

98

Deutsche Bundesbank

Anhang 2: Basel II und die EG-Richtlinien
Wesentliche Abweichungen

Position Basel II (Rahmenvereinbarung) EG-Richtlinien (Kommissionsentwurf)

Charakter der Regelungen:

– Verbindlichkeit Rechtlich nicht bindende Empfehlung f�r internatio-
nal t�tige Kreditinstitute, faktisch dennoch welt-
weite Anwendung.

Verbindliches Recht f�r alle Mitgliedsstaaten, das von
diesen f�r alle Kreditinstitute und Wertpapierfirmen
in der EU umzusetzen ist.

Anwendungsbereich:

– Betroffene Institute Große international t�tige Banken. Alle Kreditinstitute und Wertpapierfirmen.

S�ule I
Standardansatz:

– Pfandbriefe Keine gesonderte Behandlung, Pfandbrief erh�lt
Risikogewicht der emittierenden Bank.

Pfandbriefe erhalten ein g�nstigeres Risikogewicht
als die emittierende Bank:
– 10%, wenn Forderungen an die emittierende Bank

mit 20% gewichtet werden,
– 20%, wenn Forderungen an die emittierende Bank

mit 50% gewichtet werden,
– 50%, wenn Forderungen an die emittierende Bank

mit 100% gewichtet werden.

IRB-Ansatz:

– Dauerhafter Partial Use In Bezug auf Gr�ße und Risikoprofil unbedeutende
Forderungsklassen.

In Bezug auf Gr�ße und Risikoprofil unbedeutende
Forderungsklassen.

Bestimmte Anteile/Beteiligungen (z.B. im Rahmen
staatlicher F�rderungsprogramme)

Bestimmte Beteiligungen (z.B. im Rahmen staatlicher
F�rderungsprogramme)

Zus�tzlich:

Forderungen an Staaten, Zentralbanken oder Finanz-
institute, sofern die Anzahl maßgeblicher Kreditneh-
mer klein ist und der Aufwand zur Implementierung
eines Ratingsystems f�r diese Kreditnehmer unzumut-
bar w�re.

Forderungen an den Heimatstaat oder staatliche Insti-
tutionen im Heimatstaat wie Kommunen, sofern die
Forderungen an den Heimatstaat Kreditqualit�tsstufe
1 haben (0% Risikogewicht) und auf Grund spezifi-
scher Regelungen die staatlichen Institutionen kein
gr�ßeres Risiko haben als der Staat.

konzerninterne Forderungen.

– Anteile/Beteiligungen Einfacher Ansatz:
300% Risikogewicht f�r b�rsennotierte Anteile/
Beteiligungen,
400% Risikogewicht f�r alle anderen Anteile/
Beteiligungen.

Einfacher Ansatz:
190% Risikogewicht f�r hinreichend diversifizierte
Portfolios,
290% f�r b�rsennotierte Anteile/Beteiligungen,
370% f�r alle anderen Anteile/Beteiligungen.

PD/LGD-Ansatz:
LGD 90%,
Untergrenzen f�r Risikogewicht von 100%, 200%
oder 300%

PD/LGD-Ansatz:
LGD 65% f�r hinreichend diversifizierte Portfolios,
LGD 90% sonst,
Untergrenzen f�r PDs (0,09%; 0,4% oder 1,25%)

Interne-Modelle-Ansatz: Untergrenze f�r Risiko-
gewichte gem�ß einfachem Ansatz.

Interne Modelle-Ansatz: Untergrenze f�r Risiko-
gewichte gem�ß PD/LGD-Ansatz plus Expected Loss.

Risikogewicht 100% f�r Anteile/Beteilungen an Bank-
dienstleistern kann zugelassen werden.

– Hochvolatile Gewerbliche
Realkredite (HVCRE)

Besondere Risikogewichte. Behandlung wie gew�hnliche Projektfinanzierungen.

– Kreditrisiko�berwachung Kreditinstitute, die auf gepoolte Daten zur�ckgrei-
fen, k�nnen Teilaufgaben der �berwachung von
Ratingsystemen auslagern (z.B. Erzeugung von Infor-
mationen zur �berwachung der Prognosef�higkeit
und zu Modell�nderungen)

– Pfandbriefe PD der emittierenden Bank, LGD 45%. PD der emittierenden Bank, LGD 12,5%.

Kreditrisikominderungs-
techniken im Standard- und
IRB-Ansatz:

– wohnwirtschaftlicher Real-
kredit

Anerkannt werden Immobilien, die vom Kreditneh-
mer derzeit oder zuk�nftig bewohnt werden oder
die vermietet sind.

Anerkannt werden Immobilien, die vom Eigent�mer
derzeit oder zuk�nftig bewohnt oder vermietet wer-
den.

Keine Obergrenze f�r Risikogewicht im IRB-Basisan-
satz.

Obergrenze f�r Risikogewicht im IRB-Basisansatz bei
50%.
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Position Basel II (Rahmenvereinbarung) EG-Richtlinien (Kommissionsentwurf)

– gewerblicher Realkredit Anerkannt werden B�rogeb�ude oder sonstige, viel-
seitig nutzbare Gewerbeimmobilien.

Anerkannt werden B�rogeb�ude oder sonstige
Gewerbeimmobilien.

– Kreis der Sicherheiten Anerkennung von ungerateten und nicht b�rsen-
notierten Bankschuldverschreibungen.

Anerkennung von Lebensversicherungen in H�he des
R�ckkaufwerts.

Verbriefungen:

Beschr�nkung der Kapital-
anforderung f�r den Originator
im Standardansatz auf den
Betrag vor Verbriefung

Nein Ja

Durchblickansatz f�r
ungeratete Positionen im
Standardansatz

Nur f�r die „most-senior“-Tranche. F�r alle Positionen m�glich.

Operationelle Risiken:

– Bruttoertrag Ermittlung des durchschnittlichen Bruttoertrags auf
j�hrlicher Basis.

Ermittlung des durchschnittlichen Bruttoertrags auf
halbj�hrlicher Basis.

Verrechnungsm�glichkeit negativer Bruttoertr�ge
einzelner Gesch�ftsfelder innerhalb eines Jahres im
Standardansatz.

Keine Verrechnungsm�glichkeit negativer Brutto-
ertr�ge im Standardansatz.

– Behandlung von Trading and
Sales im Standardansatz

18% Betafaktor. 15% Betafaktor als nationales Wahlrecht, wenn 50%
der Ertr�ge aus diesem Gesch�ftsfeld stammen.

– partielle Anwendung Nur vor�bergehend erlaubt. Keine Einschr�nkungen.

– Wertpapierfirmen Unterliegen nicht den Baseler Regelungen. K�nnen vom nationalen Gesetzgeber ausgenommen
werden, wenn sie nicht das Emissionsgesch�ft betrei-
ben oder keinen Eigenhandel betreiben; wenn sie Ei-
genhandel im Kundenauftrag betreiben oder um Zu-
gang zu einem anerkannten Markt oder Verrech-
nungs- und Abwicklungsstelle zu erhalten, kann an-
stelle einer Kapitalanforderung f�r operationelle
Risiken die Unterlegung von einem Viertel der j�hr-
lichen Gemeinkosten verlangt werden.

S�ule II:

– Anwendungsh�ufigkeit und
Intensit�t der institutseigenen
Einsch�tzung einerseits und
der aufsichtlichen �berpr�-
fung andererseits

J�hrliche vollumf�ngliche Anwendung. H�ufigkeit und Intensit�t abh�ngig vom einzelnen In-
stitut.

J�hrlich zumindest eine Aktualisierung der aufsicht-
lichen Einsch�tzung.

– Zust�ndigkeit f�r Auslands-
t�chter

Immer bei der Sitzlandsbeh�rde (intensive Zusam-
menarbeit mit beteiligten Aufsehern)

Generell Sitzlandsbeh�rde, aber M�glichkeit einer
gruppenweiten kollegialen Zulassung von IRB und
AMA durch alle beteiligten Aufseher bzw. Alleinent-
scheidung durch den konsolidierenden Aufseher,
wenn innerhalb 6 Monaten keine Einigung erreicht.

S�ule III:

– Ver�ffentlichungsfrequenz Generell halbj�hrlich.

J�hrlich allgemeine qualitative Offenlegungen zum
Risikomanagement wie auch dem internen Berichts-
wesen und Definitionen.

Kernkapital- und Gesamtkapitalquoten mit ihren Be-
standteilen viertelj�hrlich f�r große, international
aktive und andere bedeutende Banken.

Mindestens j�hrlich.

Kreditinstitute sollen die Notwendigkeit einer k�rze-
ren Offenlegungsfrequenz f�r einzelne oder alle Of-
fenlegungen vor dem Hintergrund ihrer eigenen
Gr�ße und Bedeutung f�r die Finanzm�rkte selbst
einsch�tzen.

Implementierungszeitr�ume
und �bergangsregelungen:

– Zeitpunkte Einf�hrung der Rahmenvereinbarung Ende 2006, der
fortgeschrittene IRB-Ansatz und die AMA d�rfen je-
doch erst Ende 2007 zur Bestimmung des regulatori-
schen Eigenmittelbedarfs eingesetzt werden.

In-Kraft-Treten der Richtlinien Ende 2006, der fortge-
schrittene IRB-Ansatz und die AMA d�rfen jedoch
erst Ende 2007 zur Bestimmung des regulatorischen
Eigenmittelbedarfs eingesetzt werden.

Institute, die die fortgeschrittensten Ans�tze anstre-
ben, wenden 2007 weiter Basel I an.

Als Wahlrecht k�nnen die Institute 2007 weiterhin die
derzeit geltenden Regelungen anwenden.
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Anhang 3: Erwarteter Verlust gem�ß IRB-Ansatz und Incurred Loss nach IAS

Position

Expected Loss (EL) in den IRB-Ans�tzen von Basel II
f�r Forderungen an Unternehmen, Staaten,
Banken und f�r Retailforderungen Incurred Loss nach IAS (IAS 39.58 ff)

Konzept – Kostenkomponente des Kreditgesch�fts.
– Nach Basel II Abdeckung des EL durch Wert-

berichtigungen/Risikovorsorge in der Rech-
nungslegung.

– Vorsorge durch Wertberichtigungen und
R�ckstellungen, die auf objektiven evidenten
Beobachtungen beruhen.

Definition Bei Krediten, die nicht ausgefallen sind:

Der EL - Betrag wird errechnet aus der Multiplika-
tion von

– Ausfallwahrscheinlichkeit (PD),

– Verlustquote bei Ausfall (nach Ber�cksichtigung
von Sicherheiten, LGD) und

– Forderungsh�he bei Ausfall (EAD)

Bei Krediten, die ausgefallen sind:

– Die Banken verwenden eine bestm�gliche
Sch�tzung des EL, wobei Banken im Basisansatz
die aufsichtlichen Sch�tzwerte f�r den LGD ver-
wenden m�ssen.

– Die bestm�gliche Sch�tzung des EL basiert auf
den wirtschaftlichen Gegebenheiten und dem
„Facility Status“.

Ein Kredit gilt als ausgefallen, wenn eines oder
beide der folgenden Ereignisse stattgefunden
haben:

– Die Bank geht davon aus, dass der Schuldner
seinen Kreditverpflichtungen mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht in voller H�he nachkommen
wird, ohne dass die Bank auf Maßnahmen wie
zum Beispiel die Verwertung von Kreditsicher-
heiten zur�ckgreift.

– Der Kreditnehmer ist mit seinen Zahlungsver-
pflichtungen mehr als 90 Tage �berf�llig.

Der Wertberichtigungsbedarf ausfallgef�hrdeter
Finanzinstrumente wird errechnet bei:

– Finanzaktiva, die zu fortgef�hrten Anschaf-
fungskosten bewertet werden (Loans and
Receivables sowie Held-to-Maturity-Finanzinstru-
mente), als Differenz aus den fortgef�hrten
Anschaffungskosten und den mit dem anf�ng-
lichen effektiven Zinssatz abgezinsten gesch�tz-
ten zuk�nftigen Cash-Flows des Finanzaktivums
(IAS 39.63)

– Finanzaktiva, die als Available for Sale zum Fair
Value bewertet werden, als Differenz zwischen
den Anschaffungskosten und dem aktuellen Fair
Value, wobei eine Umbuchung vom Eigenkapital
in die Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt
(IAS 39.68)

Zeithorizont Die Ausfallwahrscheinlichkeit (PD) nach Baseler
Systematik basiert auf einem Zeithorizont von
einem Jahr.

In der Rechnungslegung werden die Ausf�lle �ber
die gesamte Restlaufzeit des Kreditportfolios kalku-
liert.

Objektivierung/
Evidenz

Bei der Sch�tzung der Ausfallwahrscheinlichkeit
(PD) wird konkret der R�ckgriff auf langfristige
Erfahrungen in der Vergangenheit verlangt.

F�r die Einsch�tzung der Ausfallgef�hrdung sind
die im Bewertungszeitpunkt objektiven Beobach-
tungen maßgebend. Verluste aus zuk�nftigen
Ereignissen bleiben unber�cksichtigt.

Im Ergebnis ist tendenziell (d.h. im langj�hrigen Mittel und bei ann�hernd konstanter Portfoliozusammensetzung) eine
Identit�t zwischen Expected Loss und Incurred Loss anzunehmen. Dies folgt daraus, dass zur Quantifizierung der Ausfall-
gef�hrdung eines Finanzaktivums sowohl nach den Regelungen von Basel II als auch nach den entsprechenden Vorschrif-
ten des IAS 39 eine objektive Analyse des Ausfallrisikos vorzunehmen ist. Dabei muss der Ausfall jeweils anhand evidenter
Erkenntnisse bestimmbar sein. Dies erfolgt bei der Sch�tzung der Ausfallwahrscheinlichkeiten (PD) nach Basel II anhand
statistisch verf�gbarer Daten aus der Vergangenheit. Auch bei der Bestimmung des Ausfallrisikos nach dem Incurred-Loss-
Ansatz des IAS 39 d�rfte eine ausreichende Evidenz zur Ermittlung der Wertberichtigungen durch den R�ckgriff auf ver-
f�gbare historische Daten �ber Finanzaktiva mit gleicher Risikostruktur gegeben sein. Abweichungen zwischen Expected
Loss und Incurred Loss k�nnen allerdings hinsichtlich der unterschiedlichen Zeithorizonte entstehen, wobei der l�ngere
Zeithorizont in der Rechnungslegung tendenziell zu h�heren Wertberichtigungen im Incurred-Loss-Modell f�hren
k�nnte. Ein gegenl�ufiger Effekt kann sich daraus ergeben, dass im Expected-Loss-Modell Kredite mit einem Zahlungsver-
zug von mehr als 90 Tagen bereits als ausgefallen gelten, diese aber nicht zwingend Gegenstand einer Einzelwertberichti-
gung 1) sein m�ssen. Andererseits ist jedoch davon auszugehen, dass solche r�ckst�ndigen Kredite auch beobachtbare
h�here Ausfallraten aufweisen werden, was wiederum zu einer entsprechend h�heren Pauschalwertberichtigung f�hrt.

1 Es wird davon ausgegangen, dass das bestehende deut-
sche System von Einzelwertberichtigungen und Pauschal-

wertberichtigungen auch unter IAS 39 beibehalten werden
kann.
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